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WiedereingIiederungsteilzeit für 
Arbeitnehmer 
Die Wiedereingliederung länger erkrankter Arbeitnehmer in 
den Arbeitsprozess soll durch das am 1.7.2017 in Kraft tre— 

tende Wiedereingliederungsteilzeitgesetz erleichtert wer- 
den. Im Folgenden finden Sie die wichtigsten Eckpunkte die— 

ser neuen Regelung. 

Arbeitsrechtlich wird eine Wiedereingliederungsteilzeitver- 
einbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber abge- 
schlossen (auf freiwilliger Basis für beide Seiten). 

Die Entgelteinbuße des Arbeitnehmers wird mit dem Wieder— 
eingliederungsgeld (Sozialleistung) ausgeglichen. 

Beide Maßnahmen bedingen einander 

Die Wiedereingliederungsteilzeit wird erst mit Zuerkennung 
des WiedereingIiederungsgeldes wirksam und endet mit dem 
Entfall des Anspruchs darauf. Die Zuerkennung des Wiederein- 
gliederungsgeldes setzt eine Wiedereingliederungsteilzeitv_e;r_— 
einbarung voraus. 

Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers als Voraussetzung 

Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer arbeitsfähig ist. 
Da diese Maßnahme der Wiedererlangung und Erhaltung der 
langfristigen Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers dient, ist sie 
fürjene Fälle von Erkrankungen gedacht, in denen eine volle 
Einsatzfähigkeit in absehbarer Zeit wieder zu erwarten ist, die 
Erkrankung jedoch noch nicht vollständig ausgeheilt ist. 

Voraussetzungen für die schriftliche Vereinbarung einer 
befristeten Herabsetzung der wöchentlichen Normalarbeits- 
zeit: 

- Vorangegangener, mindestens sechswöchiger ununter- 
brochener Krankenstand, 

- mindestens drei Monate rechtlich ununterbrochen 
andauerndes Arbeitsverhältnis, 

o Bestätigung der Arbeitsfähigkeit ab Beginn der Wiederein— 
gliederungsteilzeit, 

>> 
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>> Wiedereingliederungsteilzeit für Arbeitnehmer 

vor Abschluss der Wiedereingliede— 
rungsvereinbarung muss eine Beratung 
durch fit2work erfolgen, außer Arbeit- 
nehmer, Arbeitgeber und Arbeitsmedi- 
ziner stimmen dieser und dem Wieder- 
eingliederungsplan zu, bzw. 
Vorliegen eines Wiedereingliederungs— 
plans, der bei der Gestaltung der Wie— 

dereingliederungsteilzeit zu berück— 
sichtigen ist. 

Inhalt der Wiedereingliederungs— 
teilzeitvereinbarung 

Die Vereinbarung muss Beginn, Dauer, 
Ausmaß und Lage der Teilzeitbeschäfti- 
gung enthalten. Sie darf keine Auswir- 
kung auf die geschuldete Leistung haben. 

Purch die verkürzte Arbeitszeit bedingte 
Anderungen des Tätigkeitsfeldes sind im 
Rahmen des Arbeitsvertrages zulässig. 

Die wöchentliche Normalarbeitszeit 
muss — hinsichtlich der Gesamtdauer — 

mindestens um ein Viertel und maximal 
um die Hälfte herabgesetzt werden. Für 
einzelne Monate kann die Arbeitszeit— 
reduktion auch abweichend festgelegt 
werden, wobei aber 30 % der ursprüng- 

lichen wöchentlichen Normalarbeitszeit 
(zwölf Stunden absolute Untergrenze) 
und die Geringfügigkeitsgrenze nicht 
unterschritten werden dürfen. 

Beginn und Ende 

Die Wiedereingliederungsteilzeit wird 
frühestens mit dem amc die Bewilligung 
des Wiedereingliederungsgeldes folgen— 

den Tag wirksam. Die Dauer liegt zwi— 

schen einem und sechs Monaten. Eine 
einmalige Verlängerung von einem 
Monat bis zu drei Monaten ist unter 
bestimmten Umständen mög|ich. 

STEUERFREIE „ESSENS—MARKEN“ 

Das Einkommensteuergesetz sieht 
eine Steuerbefreiung für freie oder 
verbilligte Mahlzeiten von Arbeitneh— 
mern am Arbeitsplatz vor. Unter diese 
Befreiungsbestimmung fällt auch die 
Abgabe von Gutscheinen für Mahlzei— 

ten (Essensbons, Essensmarken), die 
der Arbeitnehmer im oder außerhalb 
des Betriebes in Gaststätten verwen— 
den kann. 

Es muss sich um freiwillige Sachzuwen— 
dungen des Arbeitgebers handeln; Bar- 
zuschüsse des Arbeitgebers, um sei— 

nen Arbeitnehmern die Einnahme von 
Mahlzeiten zu erleichtern, sind steuer— 

pflichtiger Arbeitslohn. Gibt es einen 
Rechtsanspruch des Arbeitnehmers 
(z. B. auf Grund eines Kollektivvertra— 
ges), dann ist die Sachzuwendung laut 
Einkommensteuerrichtlinien als Sach— 

bezug zu versteuern. 

An den Arbeitsplatz oder an eine 
Gaststätte gebundene Mahlzeitgut— 
scheine sind bis zu einem Wert von 

€ 4,40 pro Arbeitstag steuerfrei. Wenn 
die Gutscheine auch zur Bezahlung von 
Lebensmitteln verwendet werden kön- 
nen, sind sie bis zu einem Betrag von 
€ 1,10 pro Arbeitstag steuerfrei. 

Bereits bei der Ausgabe kann der Gut» 
schein des erhöhten Betrages von 
€ 4,40 pro Arbeitstag steuerfrei behan— 

delt werden, wenn 

- die Speisen nur in einer Kantine oder 
in einer Gaststätte abgegeben und 

o die abgegebenen Speisen nicht nach 
Hause mitgenommen und 

- die Essensbons an arbeitsfreien 
Tagen nicht eingelöst 

werden können. 

Als Gaststätten gelten nur solche, wel— 

che an den jeweiligen Arbeitstagen ein 
Vollmenü, das einem üblichen Kan— 

tinenessen (Suppe oder Vorspeise und 
Hauptspeise) entspricht, anbieten. 
Essensgutscheine für Lebensmitte|— 

Mit Entfall des Anspruchs auf Wiederein— 
gliederungsgeld endet auch die Wieder— 

eingliederungsteilzeit mit dem auf die 
Anspruchseinstellung folgenden Tag. 

Außerdem kann der Arbeitnehmer 
schriftlich eine vorzeitige Rückkehr zur 
vorherigen Normalarbeitszeit verlangen, 
wenn die arbeitsmedizinische Zweck— 

mäßigkeit nicht mehr gegeben ist. Dann 
darf der Arbeitnehmer frühestens drei 
Wochen, nachdem er dem Arbeitgeber 
seinen Beendigungswunsch mitgeteilt 
hat, wieder zu Normalarbeitszeiten ar— 

beiten. .— 

geschäfte, Konditoreien, Bäckereien, 
Fast-Food—Ketten, Würstelstände oder 
Fleischhauereien, die ein solches Voll- 
menü nicht anbieten, sind nur bis zu 
einem Betrag von € 1,10 pro Arbeits— 

tag steuerfrei. 

Bekommt ein Arbeitnehmer auf Dienst— 

reise Essensmarken für die Verpfle— 

gung außer Haus, sind diese Essens— 

bons wie Tagesgeld zu behandeln, 
d. h.‚ wenn die Summe aus tatsächlich 
ausgezahitem Tagesgeld und der Wert 
des Essensbons das nicht steuerbare 
Taggeld übersteigt, liegt insofern ein 
Steuerpflichtiger Bezug vor. 

Der aktuelle Wartungserlass der Lohn— 

steuerrichtlinien 2016 hat aber nun 
klargestellt, dass Gutscheine bis zu 
einem Betrag von € 1,10 pro Arbeitstag 
(also jene, die auch zur Bezahlung von 
Lebensmitteln verwendet werden kön— 

nen und auch nicht sofort konsumiert 
werden müssen) dabei unberücksich— 
tigt bleiben.
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GmbH—Gründung via Bürgerkarte/Handysignatur! 
Durch das Deregulierungsgesetz 2017 
wird unter bestimmten Voraussetzun- 
gen ab 1.1.2018 befristet auf drei Jahre 
eine vereinfachte Gesellschaftsgründung 
ohne Notar zugelassen. Im Folgenden die 
Eckpunkte der neuen Regelung: 

Voraussetzungen sind: 
. Standard-GmbH mit Mustersatzung 

mit natürlicher Person als einzigem 
Gesellschafter, die auch einziger Ge— 

schäftsführer werden soll. 
. Auf Stammkapital (€ 35.000,00 bzw. 

gründungsprivilegiert: € 10.000,00) 
erfolgt eine Bareinzahlung in Höhe von 
€ 17.500,00 bzw. € 5.000,00. 
Die Errichtungserklärung beschränkt 
sich auf einen Mindestinhalt (Firma 
und Sitz der Gesellschaft, Gegen— 
stand des Unternehmens, Höhe des 
Stammkapitals, Höhe der zu leisten- 
den Stammeinlage), Bestellung des 
Geschäftsführers, die Gründungspri— 
vilegierung, Vereinbarung des Grün— 

dungskostenersatzes bis maximal 
€ 500,00 und bestimmten Regelungen 
zur Verteilung des Bilanzgewinns. 

- Die Identität des Gesellschafters muss 
im Zuge der Gründung in elektroni— 
scher Form zweifelsfrei festgestellt 
werden. 
Das Kreditinstitut prüft die Identität 
des zukünftigen Gesellschafters und 
Geschäftsführers anhand eines Licht— 
bildausweises und einer Musterzeich— 
nung anlässlich der Einzahlung der in 
bar zu leistenden Stammeinlage. 

- Das Kreditinstitut Übermittelt Bankbe— 
stätigung, Kopie des Lichtbildauswei— 
ses und Musterzeichnung elektronisch 
an das Firmenbuch. 

Erleichterung: 
- Statt eines Notariatsaktes reicht dann 

für die Errichtung der Gesellschaft die 
elektronische Erklärung des Gesell— 

schafters über die Errichtung der 
GeselLschaft via USP (Unternehmer- 
serviceportal) unter Verwendung der 
elektronischen Signatur (Bürgerkarte, 
Handysignatur) und 

o die Anmeldung der Gesellschaft zur 
Eintragung im Firmenbuch in elektro— 
nischer Form ohne Beglaubigung. 

© aquariu583men - Fotoliaxom 

Der BMJ wird per Verordnung den Inhalt 
der Errichtungserklärung und den Ablauf 
der Anmeldung zum Firmenbuch sowie 
die diesbezüglichen technischen Details 
regeln. 

Hinweis: Eine Firmengründung mit Notar 
oder Rechtsanwalt kann dennoch emp— 

fehlenswert sein. Das Beurkundungsent— 
gelt von Notaren wird hier verringert. .— 

Welche Änderungen gibt es bei Stipendien? 
Das Abgabenänderungsgesetz 2016 
brachte mit Anfang des Jahres Neue- 
rungen zum komplexen Thema der Be— 

steuerung von Stipendien. 

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts- 
hofes sind Stipendien, die während 
eines Dienstverhältnisses zu einer Uni— 

versität gewährt werden, steuerpflich— 
tig. Außerhalb eines Dienstverhältnisses 
sah der VwGH bisher ein Dissertations- 
stipendium aber als nicht steuerbar an. 
Aus Sicht des Gesetzgebers führte dies 
sachlich zu nicht gerechtfertigten Ver- 
zerrungen und daher machte er durch 
eine Änderung des Einkommensteuer— 
gesetzes bestimmte Stipendien steuer— 
pflichtig. 

Welche Stipendien sind von der 
Anderung betroffen? 

Ein Stipendium im Sinne der neuen Be— 

stimmung ist als eine finanzielle Unter- 
stützung anzusehen, die an eine Person 
deshalb gegeben wird, damit sie sich 
einer freiberuflichen Tätigkeit (wissen— 
schaftlich, künstlerisch, schriftstelle— 
risch, unterrichtend oder erziehend) 
widmen kann. 

Das Stipendium 

‘ muss einen wirtschaftlichen Einkom— 
mensersatz darstellen. Das ist jeden— 
falls nicht gegeben, wenn das Stipen— 
dium jährlich nicht höher ist als die 
Höchststudienbeihilfe für Selbster— 
halter 

' darf keine Einkünfte aus nichtselb— 
ständiger Arbeit darstellen 

Die neue Bestimmung bezieht sich auf 
freiberufliche Tätigkeiten (vor allem 
wissenschaftliche). Dies betrifft unter 
anderem Dissertationsstipendien, Habi- 
Iitationsstipendien, Forschungsstipen— 
dien für Wissenschaftler. 

Was ist nicht umfasst? 

Nicht umfasst von der neuen Regelung 
sind nach den erläuternden Bemerkun— 
gen: 

- Preise, insbesondere für wissenschaft- 
Iiche Arbeiten. Sie dienen der Würdi— 
gung des Empfängers oder seiner 
Leistung und stellen keinen Einkom— 
mensersatz dar. Dies gilt auch für Leis— 

tungsstipendien. 

- Einmalige Zuwendungen in Form von 
„Stipendien“, die außerhalb einer be— 

stehenden Einkunftsquelle geleistet 
werden und lediglich Kosten abgel— 

ten, aber keinen Einkommensersatz 
darstellen (z. B. Abgeltung von Auf- 
wendungen für Fachliteratur, Materia- 
lien, Reisen etc). 

Auch bleiben z. B. die Befreiungen für 
Beihilfen nach dem Studienförderungs- 
gesetz und dem Schülerbeihilfegesetz 
sowie die Befreiungen nach dem Kunst— 
förderungsgesetz davon unberührt. 

Steuerbefreiung 

Die neue Regelung wurde ergänzt um 
eine explizite Befreiung von Stipendien, 

° die die Wissenschaft und Forschung 
im Inland fördern, 

- wenn diese keine Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit sind und 

- für den Stipendienbezieher keine 
Steuererklärungspflicht vorliegt. 

Die neue Steuerbefreiung hat im We— 

sentlichen Auswirkung auf die Sozialver— 
sicherungspflicht dieser Stipendien. —
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REKLAMATIONEN ALS 
CHANCE? 

KUNDEN HALTEN 

Ein verärgerter Kunde gibt, wie zahl— 

reiche Untersuchungen zeigen, seine 

schlechten Erfahrungen im Kollegen— 

und Bekanntenkreis im Schnitt zehn- 
mal weiter und beendet im schlech— 

testen Fall die Zusammenarbeit mit 
Ihrem Unternehmen. 

GÜNSTIGERE LÖSUNG 

Eine positiv erledigte Reklamation 
jedoch kann eine Weiterempfeh— 

lung begründen. Zumindest können 
Sie dadurch optimalerweise einen 
Stammkunden halten. Denn es ist 
oft wesentlich aufwendiger, neue 

Kunden zu gewinnen als bestehende 
zu halten. Zudem gibt eine Rekla— 

mation die Chance, aktiv die Quali— 

tät der eigenen Produkte und Dienst— 

leistungen zu verbessern und an der 
Beziehung zum Kunden zu arbeiten. 
Ersuchen Sie den Kunden um die 

Chance, ihm zeigen zu können, dass 

Sie die Reklamation zu seiner voll- 
sten Zufriedenheit erledigen. 

WAS SOLL BEI REKLAMATIONEN 
BEACHTET WERDEN? 

Das Allerwichtigste: Eine Reklama— 

tion will richtig angenommen und 

der Kunde gehört werden. Verständ- 

nis, Wertschätzung für die Rückmel— 

dung und gegebenenfalls eine Ent— 

schuldigung helfen. Der Kunde ist 
und bleibt König, auch wenn das 

Kaufdatum für das Produkt oder die 

Dienstleistung in der Vergangenheit 
liegt. Bei ungerechtfertigten Rekla— 

mationen ist höflich, aber bestimmt 
auf die AGBs zu verweisen. 

RASCHER LÖSUNGSVORSCHLAG 

Nicht die Erklärung, wer von den 

Mitarbeitern, Kollegen oder Zulie- 
ferern den Fehler gemacht hat, ist 
wichtig, sondern die angebotene 
Lösung interessiert. Positive Formu— 

lierungen wirken. 

Vorsteuerabzug bei nach dem 
1.1.2016 gekauften E-Fahrzeugen 

Erwirbt ein Unternehmer ein E—Fahr- 

zeug mit COz—Ausstoß von O g/km 
und kauft und nützt der Unternehmer 
zudem eine betriebseigene Ladesta— 
tion für derartige Elektroautos, steht in 
Frage, ob für die Anschaffung des Fahr— 

zeuges und der Ladestation sowie für 
die Kosten des Betriebes, insbesondere 
für die Energie(= Strom)l<osten, ein Vor— 

steuerabzug zusteht. 

Für die angeschafften Fahrzeuge sind 
folgende Fälle des Vorsteuerabzugs 
möglich: 

1. Das überlassene Fahrzeug berech— 

tigt unabhängig von der Neurege— 
lung des UStG 1994 zum Vorsteuer— 
abzug. (z. B. Kleinbus). 

2. Es handelt sich um einen Pkw mit 
Anschaffungskosten s € 40.000,00: 
Der Vorsteuerabzug steht für die 
gesamten Anschaffungskosten des 
Pkws zu. 

3. Es handelt sich um einen Pkw mit 
Anschaffungskosten zwischen 
€ 40.000,00 und € 80.000,00: VO|| 

vorsteuerabzugsfähig, jedoch teil— 

weise Korrektur durch Aufwands— 
eigenverbrauch oder 

4. es handelt sich um einen Pkw mit 
Anschaffungskosten > € 80.000,00: 
kein Vorsteuerabzug möglich 

Vorsteuerabzug für die angeschaffte 
Ladestation 

Nach der einschlägigen Umsatzsteuer— 
richtlinie gehören Leistungen, die mit 
der Errichtung und Erhaltung von 

betriebseigenen Garagen, Tankstellen 
oder Reparaturwerkstätten zusammen— 
hängen, nicht zum Betrieb eines Fahr— 

zeuges. 

Eine Ladestation für Elektroautos ist 
eine Tankstelle im Sinne dieser Richt— 

linie, weswegen auch für die Anschaf- 
fung der Ladestation in allen vier Fällen 
der Vorsteuerabzug zusteht. 

Vorsteuerabzug für die Betriebskosten 

Die Kosten für den Betrieb eines aus— 

schließlich elektrisch angetriebenen 
Fahrzeuges (COZ—Emissionswert = O g/ 
km) sind grundsätzlich abzugsfähig. 

Unangemessen hohe Kosten unterlie- 
gen jedoch den ertragsteuerlichen Ab- 
zugsverboten und sind vom Vorsteuer- 
abzug ausgeschlossen (allenfalls Kor— 

rektur durch Eigenverbrauch). 

Dies beispielsweise, wenn bei einem 
Fahrzeug mit Anschaffungskosten 
2 € 40.000,00 diese zu kürzen sind und 
aufgrund seiner gehobenen Ausstattung 
tatsächlich höhere Kosten (z. B. höhere 
Service— oder Reparaturkosten) anfal- 
len. 

Vorsteuerabzug für Stromkosten als 
Treibstoff 

Die Kosten für Strom als Treibstoff für 
ausschließlich elektrisch angetriebene 
Fahrzeuge (COZ—Emissionswert : O g/ 
km) sind grundsätzlich in voller Höhe 
vorsteuerabzugsfähig. .— 

Investitionszuwachsprämie 
Freiberufler 

Die Fassung vom 31.03.2017 der Richt- 
linie für eine KMU—lnvestitionszuwachs— 
prämie sieht diese Fördermöglichkeit 
nun auch für Freiberufler vor. 

KMU—Investitionszuwachsprämie für 
2017 bereits ausgeschöpft 

Wie das aws (Austria Wirtschafts- 
service) bekannt gab, können für die 
KMU—Investitionszuwachsprämie keine 
Anträge mehr gestellt werden, da die 

Fördermittel für 2017 bereits ausge— 

schöpft sind. Für KMU und Freiberuf— 
ler werden ab 2018 neue Fördermittel 
bereitgestellt werden. 

Investitionszuwachsprämie für große 
Unternehmen 

Auch für große Unternehmen wird der 
Investitionszuwachs gefördert. Die För— 

derrichtlinien sind ähnlich gestaltet 
wie bei der KMU-Investitionszuwachs- 
prämie. Weitere Informationen finden 
Sie auf www.aws.at. _
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Was bringt der Zuzugsfreibetrag für 
ausländische Wissenschaftler und Forscher? 
Mit der Steuerreform 2015/16 wurden 
im Einkommensteuergesetz Zuzugsbe— 
günstigungen für Wissenschaftler, For— 

scher, Künstler und Sportler geschaffen. 
Dieser Artikel behandelt den Zuzugs- 
freibetrag für aus dem Ausland zuzie— 
hende Wissenschaftler und Forscher. 

Zuzugsfreibetrag 

Laut Zuzugsbegünstigungsverord— 
nung 2016 kann der Bundesminister für 
Finanzen diesen Personen maximal fünf 
Jahrelang einen Freibetrag in Höhe von 
30 % der inländischen und zum Teil aus— 

Iändischen (Tarif-)Einl<ünfte aus wis- 
senschaftlicher Tätigkeit zuerkennen. 

Damit ist der Zuzugsmehraufwand, 
wie z. B. Umzugskosten, Wohnungs— 
suche, doppelte Haushaltsführung ein- 
schließlich Fahr— oder Deutschkurskos- 
ten abgegolten und kann auch steuer- 
lich nicht mehr anders geltend gemacht 
werden. 

Begrenzung 

Hatte der zuziehende Wissenschaftler/ 
Forscher bereits früher seinen Lebens— 
mittelpunkt in Österreich, kann der Frei— 

betrag nur gewährt werden, wenn zwi— 

schen Wegzug und neuerlichem Zuzug 
nach Österreich fünf Jahre verstrichen 
sind (bei einem Wiederzuzug vor dem 
1.1.2017 zehn Jahre). 

Antrag und jährliche Überprüfung 

Der Antrag ist beim Bundesminister 
für Finanzen binnen sechs Monaten ab 
Zuzug einzubringen (Achtung: bei Ver— 

spätung wird der Antrag abgewiesenl). 
Anzugeben ist: das öffentliche Inter- 
esse am Zuzug, der Wegzugstaat, der 
Zuzugszeitpunkt, die Wohnsitze der 
letzten Jahre, der Lebensmittelpunkt 
und (nur wenn auch die Beseitigung der 
steuerlichen Mehrbelastung beantragt 
wird) die vollständige Darstellung des 
Einkommens zur Ermittlung des pau— 

schalen Steuersatzes. 

Das Finanzamt prüft jährlich im 
Rahmen der Einkommensteu- 
erveranlagung, ob die Freibe- 
tragsvoraussetzungen (noch 
immer) vorliegen. Dazu bedarf 
es zusätzlich zur Angabe in der 
Steuererklärung des jeweiligen 
Jahres einer Beilage, die diese 
Prüfung ermöglicht. Liegen die 
Voraussetzungen nicht mehr 
vor, bleibt der Freibetrag vom 
Finanzamt unberücksichtigt und 
die Begünstigung erlischt auto- 
matisch. 

Öffentliches Interesse 

Der Zuzug einer hochqualifizier— 
ten Person muss der Förderung 
von Wissenschaft und Forschung 

NEUER RICHTWERTMIETZINS SEIT 1.4.2017 

dienen und damit im öffentlichen Inter— 

esse liegen. Dies ist dann gegeben, wenn 

0 die Tätigkeit der zuziehenden Person 
überwiegend in einer wissenschaft— 
lichen Tätigkeit besteht und maßgeb- 
lich im öffentlichen Interesse Öster— 

reichs liegt, 
- die Förderung von Wissenschaft und 

Forschung ohne Zuzug nicht in die— 

sem Ausmaß eintreten würde und 
unmittelbar erfolgt, 

- die hohe wissenschaftliche Qualifika- 
tion des Antragstellers hinreichend 
dokumentiert ist. — 

Wird einem Dienstnehmer kostenlos 
oder billiger eine Wohnung zur Ver— 

fügung gestellt (Dienstwohnung), so 
sind für diesen Sachbezug Lohn— und 
SoziaIversicherungsabgaben zu ent— 

richten. 

Der Sachbezug für Dienstwohnungen 
orientiert sich am Richtwert je Qua— 

dratmeter und Monat, derjeweils am 
31. Oktober des Vorjahres gilt. 

Die Richtwerte wurden nun per 
1.4.2017 neu festgelegt. Diese sind 
ab 1.1.2018 für die Sachbezugsbe— 
wertung von Dienstwohnungen maß— 

geblich: 

Richtwert neu Richtwert alt 
Bundesland (ab 1.4.2017) (1.4.2014 bis 31.03.2017) 

pro m2 Nutzfläche pro m2 Nutzfläche 

Burgenland € 5,09 € 4,92
‚ 

Kärnten € 6,53 € 6,31 

Niederösterreich € 5,72 € 5,53 

Oberösterreich € 6,05 € 5,84 

Salzburg € 7,71 € 7,45 

Steiermark € 7,70 € 7,44 

Tirol € 6,81 € 6,58 

Vorarlberg € 8,57 € 8,28 

Wien € 5,58 € 5,39
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Gewinnfreibetrag: Beschränkung entfällt 

QES‘A‘ 'Müää'i‘äiü-‘i’iflm:
0 

Gou‘nobz 5025. 

Der Gewinnfreibetrag steht natürlichen 
Personen mit betrieblichen Einkünften 
zu. 

Unter bestimmten Voraussetzungen 
wird so erreicht, dass 

. für die ersten € 175.000,00 des Jah- 
resgewinns l3 %‚ 

. für die weiteren € 175.000,00 7 °/o‚ 

. für die nächsten € 230.000,00 4,5 %‚ 
insgesamt also höchstens € 45.350,00 

„WM—“.4“ 5,5mm 
im Veranlagungsjahr, steuerfrei blei— 

ben. N 

Als ein Teil des Gewinnfreibetrages 
steht der sogenannte Grundfreibe- 
trag ohne lnvestitionsvoraussetzung 
in Höhe von 13 % des Gewinns zu — 

höchstens aber bis zu einem Gewinn 
von € 30.000,00. 

Daher beträgt der maximale Grundfrei- 
betrag € 3.900,00. 

Übersteigt nun der Gewinn € 30.000,00, 
kann ein investitionsbedingter Gewinn— 
freibetrag hinzukommen. Hier muss 
aber investiert werden, und zwar 

o in bestimmte abnutzbare körperliche 
Wirtschaftsgüter mit einer Mindest- 
nutzungsdauer von vierJahren (nicht 
dazu zählen z. B. Pkws, gebrauchte 
Wirtschaftsgüter und geringwertige 
Wirtschaftsgüter) 
oder 

- in Wohnbauanleihen (für Wirtschafts- 
jahre, die vor dem 1.1.2017 begin- 
nen). 

Breitere Investitionen ab 2017 
möglich 

Für jene Wirtschaftsjahre, die ab dem 
1.1.2017 beginnen, darf nun für den 
Gewinnfreibetrag auch wieder in 
andere Wertpapiere, wie beispielsweise 
bestimmte Anleihen von Staaten, Ban- 
ken und Unternehmen sowie bestimmte 
Investmentfonds, investiert werden, 
wenn diese Wertpapiere dem Anlage- 
vermögen eines inländischen Betriebes 
(oder Betriebsstätte) ab dem Anschaf— 
fungszeitpunkt mindestens vier Jahre 
gewidmet werden. I2: 

WAS IST BEI ELEKTRONISCHEN RECHNUNGEN ZU BEACHTEN? 

Als Rechnung im Sinne des Umsatz— 
steuergesetzes (UStG) gelten auch 
auf elektronischem Weg übermittelte 
Rechnungen, also solche, die in einem 
elektronischen Format ausgestellt und 
empfangen werden. 

Die elektronische Übermittlung ist 
möglichals; 

' E—Mail, E-MaiI-Anhang oder Web- 
download 
elektronisches Format wie .txt, .doc, 
.pdf, .rtf 
strukturiertes Dateiformat wie .xml 

- eingescannte Papierrechnung 
o Faxrechnung 

ERFORDERNISSE ELEKTRONISCHER 
RECHNUNGEN 
Neben den allgemeinen Rechnungs- 
merkmalen ist, damit die elektronische 

Rechnung als ordnungsgemäß gilt und 
der Vorsteuerabzug gewahrt bleibt, 
Folgendes erforderlich: 

1. Zustimmung des Rechnungsemp- 
fängers zur elektronischen Rech— 

nung (stillschweigende Billigung 
ausreichend), 

2. Gewährleistung der Echtheit der 
Herkunft, der Unversehrtheit des 
Inhalts sowie der Lesbarkeit der 
Rechnung von Ausstellung bis Ende 
der Aufbewahrungsdauer. Leis— 

tungserbringer und Leistungsemp— 
fänger müssen dies für ihren Ver— 

fügungsbereich unabhängig vonei— 

nander gewährleisten. Dabei kann 
jeder Unternehmer selbst bestim- 
men, wie er dies macht. 

Jedenfalls gewährleistet ist die Echt— 

heit der Herkunft und Unversehrtheit 
des Inhalts durch: 

- innerbetriebliches Steuerungsver— 
fahren (Kontrollverfahren), durch 
das ein sicherer Prüfpfad zwischen 
Rechnung und Leistung gewähr» 
leistet wird, 

o qualifizierte elektronische Signa— 

tur oder ein qualifiziertes elektro- 
nisches Siegel auf der Rechnung, 

. Übermittlung der Rechnung im 
elektronischen Datenaustausch 
(EDI) und 

' Rechnungsübermittlung an den 
Bund via Unternehmerservicepor— 
tal (USP) oder über PEPPOL. 

Hinweis: Versenden Sie eine einge— 

scannte Papierrechnung, darf diese nur 
ausgefolgt werden, wenn darauf ver— 

merkt ist, dass sie bereits elektronisch 
übermittelt wurde. Alle Duplikate sind 
als solche zu kennzeichnen, sonst wird 
die Umsatzsteuer mehrfach geschuldet!
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Was ändert sich bei der Bilanzoffenlegung für 
kleine GmbHs? 

Kapitalgesellschaften (z. B. GmbHs) haben ihre Jahresab— 
schlüsse binnen neun Monaten nach dem Bilanzstichtag beim 
Firmenbuch offenzulegen. Was nun genau offengelegt wer- 
den muss, hängt von der Größe und Art des Unternehmens 
ab. Das Unternehmensgesetzbuch bestimmt ab 1.1.2016 für 
GmbHs vier Kategorien: 

Anzahl Umsatzerlose Arbeitnehmer Bilanzsumme 

Kleinst bis € 350.000,00 bis € 700.000,00 bis 10 

Klein bis € 5 Mio. bis € 10 Mio. bis 50 

Mittelgroß bis € 20 Mio. bis € 40 Mio. bis 250 

Groß über € 20 Mio. über € 40 Mio. über 250 

Die nächsthöhere Größenklasse gilt grundsätzlich dann, wenn 
mindestens zwei der drei Merkmale (Bilanzsumme,„Umsatz- 
erlöse, Anzahl der Arbeitnehmer) an den Abschlussstichtagen 
von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren überschritten 
werden. Die neuen Größenklassen können erstmals auf das 
Geschäftsjahr 2016 angewendet werden (Beobachtungszeit- 
räume dann 2015 und 2014). 

Für kleine und Kleinst—GmbHs ist die Offenlegung der Bilanz 
beim Firmenbuch mittels eines Formblatts ausreichend. Die 
Gewinn— und Verlustrechnung und der Lagebericht sind bei 
diesen GmbHs nicht zu veröffentlichen. 

Für die Kleinst-GmbH ist es nun auch nicht erforderlich, einen 
Anhang zu erstellen und zu veröffentlichen. 

Voraussetzung dafür ist, dass bestimmte Angaben unter der 
Bilanz gemacht werden, wie z. B. Gesamtbetrag der Haftungs— 
verhältnisse oder bestimmte Daten zu gewährten Krediten, 
sonstigen wesentlichen finanziellen Verpflichtungen oder 
Vorschüssen/Krediten an den Vorstand/Aufsichtsrat unter 
Angabe der Zinsen. Auch die Entwicklung des Anlagevermö- 
gens müssen KIeinst—GmbHs nicht veröffentlichen. 

Die Neuerungen bei der Offenlegung sind in der Regel für 
Geschäftsjahre ab 1.1.2016 anzuwenden. 

Wird derJahresabsctss nicht fristgerecht eingereicht, so wer— 

den automatisiert und ohne vorherige Androhung Geldstra- 
fen zwischen € 700,00 und € 3.600,00 verhängt. Für Kleinst- 
Kapitalgesellschaften betragen diese Zwangsstrafen nur die 
Hälfte. _ 

KURZFRISTHGE GRUNDSTÜCKSVERMIETUNG — 

ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 2016 

Bisher mussten Vermieter grundsätz— 
lich auch bei kurzfristiger Vermietung 
von Räumen, die nicht Wohnzwecken 
dienen, prüfen, ob der Mieter aus die- 
ser Leistung fast vollständig zum Vor— 

Steuerabzug berechtigt ist. 

War dies nicht gegeben, war die— 

ser Umsatz von der Umsatzsteuer 
befreit, und somit konnte der Ver— 

mieter für Aufwendungen im Zusam— 
menhang mit dem vermieteten Raum 
nicht den vollen Vorsteuerabzug gel— 

tend machen. 

Vermietete ein Hotelbetreiber bei— 

spielsweise einen Veranstaltungsraum 
zum Teil an Unternehmer, die voll zum 

Vorsteuerabzug berechtigt waren, und 
zum Teil an Privatpersonen, durfte der 
Hotelbetreiber für die Umsätze an die 
Privatpersonen nicht zur Steuerpflicht 
optieren und damit war oft eine auf— 

wendige Vorsteuerberichtigung erfor— 
derlich. 

SEIT 1.1.2017 ZWINGENDE 
STEUERPFLICHT 
Seit 1.1.2017 ist die kurzfristige Ver— 

mietung von Grundstücken zwingend 
steuerpflichtig, wenn der Unterneh— 
mer das Grundstück sonst 

o nur zur Ausführung von Umsätzen, 
die den Vorsteuerabzug nicht aus— 

schließen, 

- für kurzfristige Vermietungen oder 
- zur Befriedigung eines Wohnbedürf— 

nisses (z. B. Hotelbetreiber wohnt 
mit seiner Familie in einem Stock- 
werk des Hotels) 

verwendet. 

VEREINFACHUNG UND 
RECHTSSICHERHEIT 
Im Sinne der Verwaltungsvereinfa- 
chung und Rechtssicherheit ist so bei 
kurzfristiger Vermietung keine Unter- 
scheidung mehr nötig, ob der Kunde 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist 
oder nicht, und somit können aufwen— 
dige Vorsteuerkorrekturen vermieden 
werden. —
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STEUERNEWS 
.1 KW 
Kislinger & Partner 

Wirtschaftstreuhand. und 
SteuerberatungsgeseIlschaft 

Was ist der Sanierungs- 
scheck für Private 2017? 

Mit dem Sanierungsscheck 2017 kann für die thermische 
Sanierung eines mehr als 20 Jahre alten privaten Wohnobjektes 
(Einfamilienhaus, Reihenhaus, Wohneinheit eines Zweifami— 

SOZIALVERSICHERUNG 
SOZ!ALVERSICHERUNG DER SELBSTÄNDIGEN (GSVG) 

WERTE 2017 

Pensionsversicherung 

Iienhauses) in Österreich eine Förderung zwischen € 3.000,00 Beitragssatz 18,50 °/° 

und € 8.000,00 beantragt werden, wenn Höchstbeitragsgrundlage 

. . . . pro Monat - € 5.810,00 
. eine umfassende Sanlerung nach kllmaaktlvem bzw. gutem proJahr € 69.720,00 

Standard oder 
_ .

. 

o eine Teilsanierung, die zu einer Reduktion des Heizwärme- Mlndestbeltragsgrundlage 

bedarfs von mindestens 40 % führt, durchgeführt wird. pro Monat € 723'52 
proJahr € 8.682,24 

Zusätzlich werden besonders nachhaltige und vorbildliche 
I k 

.
h Sanierungsprojekte als „Mustersanierungen“ mit einer erhöh- (ran enversm erung 

ten Förderung unterlstütz'f. Maximal 30 % ger förderungsfähi- Beitragssatz 7,65 % 
gen Kosten k0nnen |nk|u5|ve Zuschlag gefordert werden. 

Höchstbeitragsgrundlage 

Was sind z. B. förderungsfähige Sanierungsmaßnahmen? pro Monat € 5.810,00 
proJahr € 69.720,00 

' Dämmung der Außenwände Mindestbeitragsgrundlage 
. Dämmung der obersten Geschoßdecke bzw. des Daches pro Monat € 425,70 
. Dämmung der untersten Geschoßdecke bzw. des Keller— proJahr g 5103,40 

bodens 
- Sanierung bzw. Austausch der Fenster und Außentüren Unfallversicherung 
- nur bei Mustersanierungen: Umstellung des Heizungs— 

systems auf Holzzentralheizung, Wärmepumpe, Nah—/Fern— Beitrag ZUF Unfallversicherung 
wärme, thermische Solaranlage monatlich € 9.33 

jährlich € 111,96 
Zusätzlich werden auch Kosten für Planung (z. B. Energie- 
ausweis), Bauaufsicht und Baustellengemeinkosten als förde— 
rungsfähige Kosten anteilig anerkannt. 

Achtung: STEUERTERMENE 
i 

J‘UNÜ'EAUG. 2017 
Die Antragstellung ist seit 3.3.2017 nur für natürliche Per— 

sonen für ein Objekt möglich und muss vor Umsetzung der 
Sanierungsmaßnahmen (Ausnahme: Planungsleistungen) er- Fälligkeitsdatum 16. Juni 2017 
folgen. Anträge können prinzipiell bis 31.12.2017 gestellt wer— USt—Vorauszahlung für April 
demjedoch wird nur solange gefördert, wie Budgetmittel vor— 

L DB DZ GKK KommSt für Mai handen sind! ' ’ ’ ' 

Fälligkeitsdatum 17. Juli 2017 
Der entsprechende Förderungsantrag muss rechtzeitig bei den USt—Vorauszahlung für Mai 
beteiligten Bausparkassen eingebracht werden. 

L, DB, DZ, GKK, KommSt 
. 

fürJuni 

Tipp: Den Sanierungsscheck 2017 gibt es auch für den mehr- Fälligkeitsdatum 15- AUQUSt 2017 
geschossigen Wohnbau (Eigentümer und Mieter von Wohnun- USt—Vorauszahlung für juni 
gen bei Sanierung des gesamten mehrgeschossigen Wohn— L, DB, DZ, GKK, KommSt für 1“" 
baus)! KU, KR für das II. Quartal 2017 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
ESt— und KOSt—Vorauszahlung fur das III. Quartal 2017 

https://www.umweItfoerderung.at/privatpersonen.html — 
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